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Gemeinsame Veranstaltung der Arbeitsgruppen Berufsrecht und Vertragsgestaltung 
der Arbeitsgemeinschaft Medizinrecht im Deutschen Anwaltverein 

am 5. November 2010 in Düsseldorf

INSOLVENTER 

GESELLSCHAFTER

WAS TUN?
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� Rechtsanwalt, Fachanwalt für Bank- und 
Kapitalmarktrecht

� Diplom-Sachverständiger für die Bewertung von 
bebautem und unbebautem Grundbesitz, Mieten und 
Pachten

� Hochschullehrer an der International School of 
Management

� Gründungspartner der Rechtsanwalts und 
Notariatssozietät Schüttners, Hartmann, HUG 
(Dortmund)

� Tätigkeitsschwerpunkte:
� Insolvenzrecht
� Bank- und Kapitalmarktrecht
� Gesellschaftsrecht
� Immobilienrecht
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PROF.DR. JOACHIM SCHÜTTNERS
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Gemeinsame Veranstaltung der Arbeitsgruppen Berufsrecht und Vertragsgestaltung 
der Arbeitsgemeinschaft Medizinrecht im Deutschen Anwaltverein 

am 5. November 2010 in Düsseldorf

� „Honorarreform – 10.000 Ärzte fürchten die 
Insolvenz“

� „Während im Jahr 2007 223 Arzt- und 
Zahnarztpraxen zahlungsunfähig wurden, waren es 
2008 nur noch 165 Praxen“

� „Auf 10.000 Arzt- und Zahnarztpraxen kommen im 
Schnitt 24 Insolvenzfälle“

� „Die Wahrscheinlichkeit als Arzt pleite zu gehen, ist 
seltener, als die eines anderen Unternehmens“
� (Quelle: Spiegel 13/2009 Creditreform)

„Es wird in Fachkreisen vermutet, dass wenn Ärzte in 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung (GmbH) 
organisiert wären, 50% aller Ärzte wegen der schlechten 
finanziellen Lage der Arztpraxen sofort Insolvenz 
anmelden müssten.“
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Aus der Presse

� Sanierungskonzept

� Fortführung oder Zerschlagung der Arztpraxis im Insolvenzverfahren

� „Praxis pleite? Privat pleite?

Droht die Insolvenz, dann gehe nach Wales und werde schuldenfrei nach einem Jahr“

� Das französische Insolvenzverfahren – mit seinen kurzen Fristen – gilt auch für Deutsche

Leitsatz des Kommentators

� Wenn sich ein deutscher Staatsangehöriger ins Ausland begibt und sich dort einem 
Verfahren zur Restschuldbefreiung unterwirft, welches den Regelungen der InsO, 
insbesondere in Bezug auf die Vermögensverwertung, grundsätzlich entspricht, so ist eine 
dort erteilte Restschuldbefreiung auch im Inland anzuerkennen. Die im Ausland (hier 
Frankreich) geltenden Fristen zur Erlangen der Restschuldbefreiung müssen nicht den 
relativ langen Fristen der deutschen Insolvenzveröffentlichung entsprechen. 

BGH, Beschluss vom 18.09.2001 – IX ZB 51/00

Vorsitzenden: OLG Karlsruhe, LG Baden-Baden; Fundstelle: NZI 2001, 646-648

� Aufnahme neuer Gesellschafter
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Lösungsansätze
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Thema heute

DER INSOLVENTE 
GESELLSCHAFTER

nicht

die Insolvenz der ärztlichen 
Berufsausübungsgemeinschaft (Sozietät)
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Das Gläubigeruniversum

Arbeitnehmer

Sozialvers.-
träger

Finanzamt

Versich-
erungen

Leasinggeber

Rechtegeber

Telekom

Vermieter

Kreditinstitute

Berater

Energie-
versorger

Gesellschafter

Kredit-
versicherer

Priv.
Darlehnsgeber

Lieferanten

Steuerberater
WP

Schuld-
ner
=

Gesell-
schafter
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Einzelpraxis oder Kooperation

Gemeinschaftspraxis

-Gesellschaft bürgerlichen Rechts

(§705 BGB)

Partnergesellschaft

(§1 Part GG)

Kapitalgesellschaft

-GmbH

-AG
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Gesellschaftliche Modelle
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Antragsgründe zur Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens

Überschuldung Zahlungsunfähigkeit
Drohende

Zahlungsunfähigke
it

Wenn das 
Vermögen des 
Schuldners die 
bestehenden 

Verbindlichkeite
n nicht mehr 

deckt
Nur bei jur. Personen 

und ähnlichen 
Gesellschaftsformen

Wenn der 
Schuldner nicht 

mehr in der Lage 
ist, alle fälligen 

Zahlungspflichten 
zu erfüllen

Wenn der 
Schuldner 

voraussichtlich 
nicht in der Lage 

sein wird, die 
bestehenden 

Zahlungspflichten 
im Zeitpunkt der 

Fälligkeit zu 
erfüllen

Antragspflicht temporär 
neu geregelt

Schwierigster und 
umstrittenster Begriff 

des gesamten 
Insolvenzrechts

Liegt vor, wenn 10% der 
Verbindlichkeiten im 

Zeitpunkt ihrer Fälligkeit 
nicht beglichen werden 
können, es sei den, dass 

innerhalb von 3 Wochen die 
Zahlungsfähigkeit wieder 
hergestellt werden kann

(BGH-Entscheidung aus 2005)

Antragsgrund soll nur dem 
Schuldner die Möglichkeit 

geben, frühzeitig Antrag auf 
Eröffnung eines 

Insolvenzverfahrens zu 
stellen.
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Die drei Verfahrensarten nach 
Der Insolvenzordnung (InsO)

Regelinsolvenz-
verfahren

Insolvenzplan-
verfahren

Verbraucherinsolven
z-

verfahren

Ziel Ziel Ziel

Haftungsverwirklichu
ng durch Verwertung 
des 
Schuldnervermögens 
und quotale
Verteilung an die 
Gläubiger

Haftungsverwirklichu
ng aus zukünftigen 
Überschüssen des 
Schuldners durch 
Sanierung des 
Geschäftsbetriebes

Vereinfachte 
Haftungs-
verwirklichung. Die 
Pfändungsfreigrenze 
überschreitende 
Einkünfte des 
Schuldners werden 6 
Jahre lang an die 
Gläubiger abgeführt.Durchführun

g
Durchführung Durchführun

g

Insolvenzverwalter TreuhänderSachwalter
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Grundstruktur eines
Regelinsolvenzverfahrens

Gericht bestellt einen 
vorläufigen 
(schwachen) 

Insolvenzverwalter 
und ordnet 

Sicherungsmaß-
nahmen an. 

Gleichzeitig ergeht ein 
Gutachtenauftrag an 

den vorläufigen 
Verwalter

Gericht bestellt den 
Insolvenzverwalter. 

Die Verwaltungs- und 
Verfügungsbefugnis 
über das Vermögen 

der Schuldnerin geht 
auf den 

Insolvenzverwalter 
über

Gläubiger bestätigen 
den 

Insolvenzverwalter in 
seinem Amt bzw. 

wählen ihn ab und 
bestellen einen neuen 

Insolvenzverwalter
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Gesamtübersicht: Ablauf eines
Regelinsolvenzverfahrens

� Konsequenz der Eröffnung des Verfahrens = 
Auflösung der Gesellschaft
� Rückgabe von Gegenständen an die Gesellschafter
� Bezahlung der Gesellschafterschulden
� Rückgewährung der Einlagen
� Gewinnaufteilung

� Nach Abschluss der Liquidation wird 
Gesellschaft beendigt

� „Der Insolvenzverwalter ist mit im Boot“

� Abwicklung nach §84 I InsO erfolgt außerhalb 
der Insolvenz §§ 730 ff BGB
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Insolvenz des 
GbR - Gesellschafters
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� Sicherungsmaßnahmen
„Übertragung von Gesellschaftsanteilen“

� Derartige Maßnahmen beachten oft nicht die weitreichende 
Anfechtungsrecht des Insolvenzverwalters

� 3-Monats Frist vor Insolvenzantrag

� Schenkung = 4 Jahre vor Antrag

� Kenntnis der Zahlungsunfähigkeit kann vorsätzliche 
Benachteiligung darstellen (Frist dann bis 10 Jahre vor 
Insolvenzantrag)

� Anfechtungsmöglichkeiten sind auch außerhalb des 
Insolvenzverfahrens bei Gläubigerbenachrichtigung 
möglich
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Nutzen kurzfristige 
Maßnahmen?
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Partnergesellschaft
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„

‘‘
Bartholomäus
Der GmbH-Gesellschafter in der Insolvenz

ISBN: 978-3-8329-3719-5

GmbH
S

ch
ü

ttn
ers

H
a

rtm
a

n
 H

U
G



9
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Abdingbar: FORTSETZUNGSKLAUSEL 

- Gesellschaft wird nicht aufgelöst

- der insolvente Gesellschafter scheidet aus 

- verbleibende Gesellschafter setzten fort 

Entweder – Oder        herrschende Lehre 

Von der überwiegenden Auffassung werden die Alternativen, Auflösung der Gesellschaft 
oder Ausscheiden des insolventen Gesellschafters für zwingend gehalten. 

umstritten 

Wahlrecht des Gesellschafters und/ oder Insolvenzverwalters 

Problem: 

„Herumbalgen“ mit dem Insolvenzverwalter 
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Eröffnung →Auflösung

� Kündigt ein Gesellschafter die Gemeinschaftspraxis (§ 3), 
wird er gemäß § 17 Abs. (3) aus der Gesellschaft 
ausgeschlossen oder tritt im Übrigen in der Person eines 
Gesellschafters ein Grund ein, der nach dem Gesetz die 
Auflösung der Gemeinschaftspraxis zur Folge haben 
würde, so geht das Vermögen der Gemeinschaftspraxis 
ohne Liquidation mit Aktiven und Passiven auf den 
verbleibenden Gesellschafter über, der berechtigt ist, die 
Praxis allein oder mit einem neuen Kollegen 
weiterzuführen.

� Formulierungsbeispiel:

Scheidet ein Gesellschafter aus der Gesellschaft aus, so 
wird diese mit den verbleibenden Gesellschaftern 
fortgesetzt. Verbleibt nur ein Gesellschafter, so geht das 
gesamte Gesellschaftsvermögen ohne Liquidation auf ihn 
über.
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§ 18 Ausscheiden
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� Abfindung gesetzlich geregelt in § 738 ff.

� Voraussetzung: Ausscheiden eines Gesellschafters

� Infolge des Ausscheidens verliert dieser Gesellschafter seine Gesellschafterstellung. Sein Anteil 
am Gesellschaftsvermögen geht auf den oder die übrigen Gesellschafter über, „wächst ihnen zu“
(=Anwachsung).

� Ein „Anwachsungsvertrag“ beinhaltet also mindestens zwei Punkte:

� 1. Einigung über das Ausscheiden eines Gesellschafters und

� 2. Übergang des Anteils am Gesellschaftsvermögen auf die verbleibenden Gesellschafter

� Als Ausgleich für den Verlust der Gesellschafterstellung erhält der ausscheidende Gesellschafter 
in der Regel eine Abfindung. Dies ist aber nicht zwingend. Die Höhe der Abfindung bemisst sich 
danach, was er erhalten würde, wenn die Gesellschaft zur Zeit seines Ausscheidens aufgelöst 
würde. Die Abfindungsverpflichtung trifft entgegen dem Wortlaut und nach einem Urteil des BGH 
vom 15.05.1972, WM 1972, Seite 1400, die Gesamthand und nicht die einzelnen Gesellschafter. Es 
ist zulässig, den Abfindungsanspruch in gewissen Grenzen zu begrenzen (§ 723 Abs. 3 BGB).

� Der zivilrechtliche Charme der Anwachsung liegt darin, dass die Gesellschafterstellung des 
ausscheidenden Gesellschafters als Ganzes ohne Liquidation auf die verbleibenden Gesellschafter 
übergeht. Eines einzelnen oder besonderen Übertragungsaktes bedarf es demzufolge nicht, der 
Übergang erfolgt als Ganzes bzw. im Wege der Gesamtrechtsnachfolge.
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Abfindung

� Im Rahmen der Bestimmung der Höhe der Abfindungszahlung ist dem 
Interessenwiderstreit zwischen einer möglichst hohen Abfindung des ausscheidenden 
Gesellschafters für den Verlust seiner Beteiligung und dem Bestreben nach einer möglichst 
weitgehenden Beschränkung des Abfindungsanspruchs der verbleibenden Gesellschafter 
Rechnung zu tragen.

� Eine zunächst wirksam vereinbarte Abfindungsklausel bleibt auch wirksam, wenn sich im 
Laufe der Zeit ein deutliches Missverhältnis zwischen wahrem Wert und Abfindungsbetrag 
ergibt. In diesem Fall erhöht der BGH den vereinbarten Abfindungsbetrag im Wege der 
ergänzenden Vertragsauslegung unter Berücksichtigung auf einen angemessenen Betrag. 
Berücksichtigt werden Dauer der Mitgliedschaft, Anteil am Aufbau und Erfolg und Anlass 
des Ausscheidens. In der Regel wird ein Wert zwischen dem Verkehrs- und dem Buchwert 
ermittelt.

� Praxistipp:

� Will man gestalterisch vermeiden, dass Gerichte unter Berufung auf die Rechtsprechung des 
BGH wegen Missverhältnis von Wert und Abfindungsbetrag die Zahlung an den 
ausscheidenden Gesellschafter erhöhen, dann sollte der in der Abfindungsklausel 
vorgegebene Wert zumindest die Hälfte des Verkehrswertes erreichen (BGH NJW 1992, 892; 
1993, 2101).

� Zur Vermeidung rechtlicher Risiken sollten sich die Gesellschafter für die Bemessung der 
Abfindung auf eine verbindliche Anteilsbewertung durch einen unabhängigen 
Sachverständigen auf der Grundlage des Ertragswertverfahrens einigen und der so 
ermittelte Wert – bis maximal 50 % - gemindert werden. Hinsichtlich der 
Auszahlungsmodalitäten, insbesondere bei Ratenzahlungsvereinbarungen, sollte die 
Abfindung nicht über einen Zeitraum von fünf bis acht Jahre, bei angemessener 
Verzinsung hinausgehen. Zulässig ist eine Tilgungsaussetzung bei – vorübergehenden –
Liquiditätsengpässen der Gesellschaft.
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Beschränkung der 
Abfindungsregelung
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